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Gar kein Geld für die Armee
Der bürgerliche Streit, wie die Zusatzmilliarden für die Armee finanziert werden sollen, endet vorläufigmit einemScherbenhaufen.

Doris Kleck

Bundesrätin Viola Amherd soll
entnervt gewesen sein, als sie
das Kommissionszimmer im
Bundeshaus verliess. Der
Grund:DieSicherheitskommis-
sion desNationalrates hatte so-
eben den Zahlungsrahmen
2025–2028 für die Armee ver-
senkt. SP, Grüne und SVP lehn-
ten ihn aus gänzlich unter-
schiedlichenGründen ab.

Daraus zu schliessen, dass
die Sicherheitspolitiker der Ar-
mee gar kein Geld mehr spre-
chen wollen, wäre natürlich
falsch. Die Mehrheit aus SVP,
FDPundMitte ist sich gar einig,
dass die Mittel der Armee bis
2030auf 1ProzentdesBruttoin-
landprodukts (BIP) steigen sol-
len – und nicht erst 2035, wie es
der Bundesrat möchte. Um die-
sesZiel zuerreichen,müssteder
Zahlungsrahmen für die nächs-
ten vier Jahre um 4 Milliarden
Franken erhöht werden – auf

knapp 30 Milliarden Franken.
DerStreitunterdenbürgerlichen
Parteien dreht sich darum, wie
die Zusatzmittel für die Armee
finanziertwerden sollen.

Dazu gab es schon viele
Ideen. Die kühnste war der
15-Milliarden-Deal zur Schaf-
fung eines Fonds für die Armee
und die Ukraine. Der Deal von
Politikerinnenaus SPundMitte
– von Kritikern als Kuhhandel
verschrien – erlitt in der Juni-
SessionSchiffbruch.Diebürger-
licheMehrheit imStänderat be-
schloss aber, die Mittel der Ar-
meedennochaufzustockenund
dafür das Geld für die Entwick-
lungszusammenarbeit zusam-
menzustreichen. Der Aufschrei
folgte umgehend.

AmherdsGeheimplan
wieder imSpiel
Verteidigungsministerin Viola
Amherd fühlte sich offensicht-
lich bestärkt darin, nochmals
einenVersuchzuwagen,derAr-

mee schnellermehrGeld zu be-
schaffen.WieverschiedeneMe-
dien schrieben, erarbeitete sie
einen 10-Milliarden-Plan. Vor
denSommerferienunterbreitete
sie die Idee dem Bundesrat,
einen Spezialfonds für die Ar-
mee zu schaffen. Der Armee-
fondssoll sichbeiderBundestre-
sorerie im Finanzdepartement
mit 10 Milliarden Franken ver-
schulden.DieserBetrag istnötig,
um das 1-Prozent-BIP-Ziel be-
reits 2030 zu erreichen. Es geht
umeinDarlehen,dasdieArmee
bis 2045 zurückbezahlen soll.

Im Bundesrat blitzte Am-
herd ab. Doch ihrem Parteikol-
legenMartinCandinasgefieldie
Idee. Der Bündner Nationalrat
brachte den 10-Milliarden-
Fonds in die Sicherheitskom-
missionein.UnddiesesKonzept
setzte sich inderBeratunggegen
dasKonzeptderFinanzkommis-
sion durch. Die Finanzpolitiker
wollen die Zusatzmittel für die
Armee durch Einsparungen

finanzieren. Gekürzt werden
soll bei derEntwicklungszusam-
menarbeit, beim Bundesperso-
nal, beim Kantonsanteil an der
direktenBundessteuerundauch
innerhalb der Verteidigung.
HinterdemSparkonzept stehen
SVP und FDP.

GLP:Gefährdungder
SicherheitderSchweiz
DieLinkewiederumwill derAr-
mee nicht mehr Mittel geben.
Wenn schon, dann aber lieber
einen Spezialfonds statt eine
Sparübung. InderAusmarchung
in der Kommission erhielt die
FondslösungeineMehrheit.Das
gefiel der SVP und Teilen der
FDP nicht. Sie lehnten am
Schluss gemeinsammit SP und
Grünen den Zahlungsrahmen
von knapp 30 Milliarden Fran-
ken ab. Gar kein Geld für die
Armee also. Das beantragt die
Sicherheitskommission dem
Nationalrat. Die Grünliberalen
warfen der Kommissionsmehr-

heit vor, sie würden die Sicher-
heit der Schweiz gefährden.

Nationalrat Heinz Theiler
(FDP/SZ) sagt,mitdemSpezial-
fonds würde nur die Verschul-
dung grösser: «Die Finanzie-
rungmuss über das ordentliche
Budget erfolgen. Sicherheit ist
eine Staatsaufgabe. Der Bund
muss halt klare Prioritäten set-
zen.»NationalratMartinCandi-
nas (Mitte/GR)hält es für illuso-
risch, die zusätzlichen 10 Mil-
liarden Franken einzig über
Einsparungen zu beschaffen.
«Wir müssen kreative und
mehrheitsfähige Lösungen fin-
den», sagt Candinas.

Erwehrt sichgegendenVor-
wurf,derneueArmeefondswür-
dedieVerschuldungdesBundes
unnötig erhöhen. «Es handelt
sichumeinDarlehenmit klaren
Rückzahlungsfristen», sagt
Candinas.Mitder geplantenEr-
höhung des Budgets auf 1 Pro-
zent des BIP werden die Mittel
der Armee stark steigen. 2035

stündenderArmee schätzungs-
weise 10,5 Milliarden Franken
zur Verfügung, sagt Candinas.
MitdiesenMitteln sei es vertret-
bar, dasDarlehen über 10 Jahre
zurückzubezahlen.

FDP-Politiker ist offen
fürSteuererhöhung
Candinas hofft, dass sich die
Bürgerlichen noch auf einen
Kompromiss einigen. FDP-Na-
tionalrat Theiler signalisiert ein
Entgegenkommen: «Wenn es
eine Bereitschaft für Sparmass-
nahmengilt, erachte icheineEr-
höhungderMehrwertsteuer als
legitim.DennvonderSicherheit
profitiert die ganze Gesell-
schaft», sagt Theiler. Er unter-
stützt den Vorschlag vonMitte-
StänderatBenediktWürth.Die-
ser fordert nebst Einsparungen
eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer zugunsten der Armee.

Noch eine der vielen Ideen,
zu der sich in Bälde auch der
Bundesrat äussernmuss.

Gefahren lauern auf dem Schulweg
EineUmfrage zeigt, wie sehr Väter undMütter Angst um ihre Kinder haben. Sie ergreifenMassnahmen.

BenjaminWeinmann

Dieser Tage heisst es für viele
Kinder inder Schweiz: zurück in
dieSchule.Die langenSommer-
ferien sind Vergangenheit, nun
wird wieder gebüffelt. Doch
während die jungenLernenden
mitRechnungenundAufsätzen
konfrontiert sind, machen sich
so manche Eltern Sorgen über
die Zeit vor und nach dem
Unterricht,wenndieKinder zur
Schule laufen oder den Heim-
weg antreten.Das zeigt eine re-
präsentativeUmfragederGene-
rali-Versicherungen, deren Re-
sultate nun CHMedia exklusiv
vorliegen. Befragt wurden 521
Personen der Zielgruppe «El-
tern mit Kindern im Alter 4 bis
11 Jahre».

Diesen August gehen
150000Kinder zumerstenMal
in den Kindergarten oder in die
Schule. Für sie ist der Schulweg
neu.LautderUmfragehatmehr
als dieHälfte der Befragten Be-
denken, ihrKindallein zurSchu-
le gehen zu lassen. Ammeisten
Sorgen machen sich Väter und
MütterüberVerkehrsunfälle (84
Prozent) und Entführungen
oderÜbergriffe (62Prozent). Je-
des vierte Elternteil befürchtet,
dassdas eigeneKinddurchKin-
dergarten- oder Schul-Gspändli
gemobbt werden könnte.

Angstvor stark
befahrenenStrassen
Auf die Frage, welche Aspekte
des Schulwegs am gefährlichs-
ten eingestuft werden, nennen
58Prozent dasÜberqueren von
Strassen. 43 Prozent machen
sich insbesondere bei stark be-
fahrenen Strassen Sorge.

Ein aktuelles Beispiel zeigt
sich in Zürich Oerlikon, nahe
den ehemaligen Credit-Suisse-
Towers: Dort müssen Kinder
eine vierspurige Strasse über-
queren, um in ihr neues Schul-

haus zu gelangen – was seit län-
gerem für Elternproteste aus
demQuartier sorgt. Eine provi-
sorischeFussgängerbrücke lässt
auf sich warten. Und gegen die
Tempo-30-Massnahme regt
sich seitensder SVPWiderstand
(«Züri Today» berichtete).

Manche Eltern belassen es
nicht beim Unwohlsein. Sie re-
agierenlautderGenerali-Umfra-
ge jetzt mit unterschiedlichen
Massnahmen. 58 Prozent geben
an, ihren Kindern das korrekte
Verhalten im Strassenverkehr
beizubringen und mit ihnen das
Strassenüberqueren zu üben.
Fast genausoviele setzenaufdie
Benutzung von reflektierenden
Westen oder anderen reflektie-
renden Gegenständen, die ihre
Kindersichtbarermachensollen.

Und ebenfalls mehr als die
Hälfte der befragten Eltern ge-
ben an, dass ihre Kinder nur si-
chere und bekannte Wege be-

nutzen. Jede sechste Person
setzt derweil auf technische
Hilfsmittel wie GPS-Tracker
oderHandy-Notrufe.

Was die Umfrageresultate
auchzeigen: JekürzerderSchul-
wegderKinder, destobesserdas
SicherheitsgefühlderEltern.Bei
einem Schulweg von 500 Me-
tern bis zu 1 Kilometer sind im-
merhin 38 Prozent beunruhigt.
Beträgtder Schulwegmehrals 2
Kilometer, sinkt der Wert der
beruhigten Eltern auf 10 Pro-
zent. Zudem erachten 40 Pro-
zent denSchulweg ihresKindes
verglichen mit jenem aus ihrer
eigenenKindheit alsweniger si-
cher. 47 Prozent stufen ihn als
gleich sicher ein, nur 13Prozent
sogar als weniger gefährlich.

15 Prozent der Kinder wer-
den von den befragten Eltern
mitdemAuto zur Schuleoder in
denKindergartengebracht.Die-
se Entwicklung führt vielerorts

zuHerausforderungen,weil die
«Elterntaxis» für Stau imStras-
senverkehr rund um die Schul-
häuser sorgen. In Opfikon ZH
wurden beispielsweise zuletzt
LED-Schilder für temporäre
Halteverbote vor den Schulen
installiert.UndAnfang Jahrkam
es wegen einer Baustelle beim
KindergartenSchönbühl inSeon
AGzuKolonnenvonElterntaxis
mitten in einem Wohnquartier
(«Argovia Today» berichtete)

DieMehrheit
geht zuFuss
Dennochhält sichdieses, insbe-
sondere aus den USA bekannte
Phänomen der sogenannten
«Soccer Moms» und «Soccer
Dads», die ihre Kinder überall
mit dem Auto hinfahren – vom
Fussballtraining bis zum Schul-
unterricht –,hierzulandenoch in
Grenzen.DennrundzweiDrittel
der Kinder gehen zu Fuss zur

Schuleoder indenKindergarten.
UndderRest fährtmitdemVelo,
dem Schulbus oder anderen öf-
fentlichen Verkehrsmitteln. Als
Gründe für die Wahl des Ver-
kehrsmittels nennen jeweils 36
Prozent der Befragten Gesund-
heit, Fitness sowie Erreichbar-
keit – noch vor dem Aspekt der
Sicherheitmit 27 Prozent.

Die Besorgnis der Eltern
kommt nicht von ungefähr: Ein
Drittel der Befragten sagt, dass
ihreKinderaufdemSchulwegbe-
reitseinmalbeunruhigendeoder
gefährliche Situationen erlebt
hätten. Genannt werden diesbe-
züglichmangelndeAufmerksam-
keitoderzuschnellesFahrenvon
Autofahrern sowie die fehlende
BremsbereitschaftanZebrastrei-
fen. Brenzlige Situationen erleb-
tenmanche auch bei Baustellen,
bei Verkehrsumleitungen – aber
auch beim Ansprechen der Kin-
derdurch fremdePersonen.

Leuchtwesten sind eine beliebte Massnahme von Eltern, um die Sicherheit ihrer Kinder auf dem Schulweg zu erhöhen. Bild: Keystone

Befürworter haben
grösseres Budget
Pensionskasse In etwas mehr
als einem Monat muss die Be-
völkerung über die Reform der
beruflichen Vorsorge abstim-
men.DieBefürworterhabenam
DienstagdenStartschuss fürdie
Kampagne gezündet: An einer
Medienkonferenz erläuterten
Vertreter von SVP, FDP, Mitte,
EVP und GLP ihre Argumente
fürdieReform. Siebetontenda-
bei die Notwendigkeit, weil die
PensionskassendasRentenver-
sprechen im Obligatorium we-
gen höherer Lebenserwartung
und schwierigem Zinsumfeld
kaummehr einhalten können.

Für eine stabile und faire Fi-
nanzierung der Rente brauche
esdieReform, erklärtendieBe-
fürworter. Überdies bringe sie
wichtigeauchModernisierungs-
schritte, wieGLP-Nationalrätin
MelanieMettlerhervorstrich. So
würden neu auch tiefe Einkom-
men und tiefe Pensen besser
versichert. Laut Mettler erhiel-
ten rund 359000 Personen
durch die Reform eine höhere
Rente, wovon 275000 Frauen
sind.

Für die Kampagne wenden
die Befürworter viel Geld auf.
Die Allianz «Ja zur BVG-Re-
form»hat gegenüberderEidge-
nössischen Finanzkontrolle ihr
Budget nun offengelegt:
3 282 540 Franken hat die Alli-
anz vor allem von den grossen
WirtschaftsverbändenwieEco-
nomiesuisse, Arbeitgeberver-
bandundVersicherungsverband
erhalten, aber auchdieTech-In-
dustrie (Swissmem) gibt
167000 Franken. Die Befür-
worter haben 3,45 Millionen in
der Kampfkasse. Auch die Geg-
nerhaben ihreBudgets offenge-
legt. 860000Frankenkommen
von Gewerkschaften, 700000
Franken aus der SP-Parteizen-
traleund350000Frankenvom
Nein-Komitee der Wirtschaft.
SokommenauchdieGegnerauf
rund 1,91 Millionen Franken
Kampagnenbudget. (wan)


